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Ausgehend von dieser Überzeugung und
positiven Erfahrungen der Leitungsebene
des Unternehmens mit dem Einsatz eines
Sicherheitsdienstes in einer Berliner Groß-
wohnsiedlung entschied sich jenawohnen
GmbH zum Einsatz eines Sicherheitsdien-
stes in den eigenen Wohnanlagen. 

Außerdem ist das Unternehmen davon
überzeugt, dass es gegen abweichendes
Verhalten am besten mit der „Zero Tole-
rance Strategy“ vorgeht. Zusätzlich wurde
das Netzwerk zu kommunalen Unterneh-
men und freien Trägern ausgebaut. Es
wird u. a. durch Projektarbeit gestärkt, die
auf das Wohnungsunternehmen ausge-
richtet ist. 

Umsetzung

Die jenawohnen GmbH beauftragte ein
privates Sicherheitsunternehmen, deren
Mitarbeiter durch Arbeitskleidung und
Dienstfahrzeuge als Vertreter des Woh-
nungsunternehmens erkennbar sind. In
zwei Teams patrouillieren vier Mitarbeiter
des Sicherheitsdienstes in den Abend- und
Nachtstunden auf abgesteckten Routen in
den Wohnanlagen und schreiten bei Be-
darf ein. Konfliktfälle werden ggf. einer
Mitarbeiterin des Sozial- bzw. Beschwer-
demanagements gemeldet, die zur Media-
torin fortgebildet wurde, um zwischen
den Parteien zu vermitteln und die Kon-
flikte zu schlichten. Der Sicherheitsdienst
arbeitet vor allem mit dem Service-Center
des Wohnungsunternehmens, aber auch
mit der Polizei und der Feuerwehr zusam-
men. In regelmäßig stattfindenden Ar-
beitstreffen werden Sicherheitsfragen ge-
meinsam geklärt, Problemlösungen erar-
beitet und die Schwerpunkte der Streifen-
gänge festgelegt. Über die Kontrolle von
Ordnung und Sauberkeit hinaus nimmt
der Sicherheitsdienst auch Aufgaben der
Verkehrssicherung wahr, wie z.B. das Frei-
halten von Feuerwehrzufahrten und die
Kontrolle der Funktionstüchtigkeit von Au-
ßen- und Notbeleuchtung. 

Eine Übung der Feuerwehr macht deutlich
wie wichtig es ist, auf die Verkehrssicher-
heit zu achten. Besonders in den Abend-
und Nachtstunden, wenn die meisten
Mieter zu Hause sind.

Die Kosten des Sicherheitsdienstes werden
über die Betriebeskosten im Rahmen des
erweiterten Hausmanagements auf die Mie-
ter umgelegt. Durch diese Umlage fallen
je Wohneinheit zusätzlich Betriebskosten
in Höhe von monatlich ca. 1,20 Euro an.

Erfolg

Die Wirkung des Sicherheitsdienstes wur-
de aufgrund der geringen Laufzeit bislang
noch nicht systematisch evaluiert. 

Das Wohnungsunternehmen bewertet
den Einsatz des Sicherheitsdienstes bislang
sehr positiv und stellte fest, dass vor allem
die Zahl der Ruhestörungen zurückgegan-
gen ist. Über die Service-Center vor Ort
erhält das Wohnungsunternehmen ein
positives Feedback von den Bewohnern.
Darüber hinaus gaben die lokalen Medien
und die kommunalen Gremien der Stadt
eine positive Resonanz, die die Unterneh-
mensleitung in ihrem Vorgehen bestärkt. 

Praxisbeispiel 2:
Mediation von Nachbarschaftskonflik-
ten (Baugenossenschaft Dennerstra-
ße-Selbsthilfe eG) – als Beispiel für
Projekte zur Regelung von Konflikten

Verhalten ihrer Nachbarn ein. Viele Haus-
gemeinschaften können diese Konflikte
nicht selbst beilegen. Unterstützung wird
vor allem dort benötigt, wo in Hausge-
meinschaften, die seit 20 oder 30 Jahren
weitgehend unverändert bestanden ha-
ben, neue Nachbarn einziehen, die einer
anderen Generation angehören, die in un-
gewohnten Familienkonstellationen leben,
aus einer anderen Kultur stammen oder
einen anderen Lebensstil pflegen, andere
Gewohnheiten oder einen anderen Tages-
rhythmus haben. 

Problemlösung

Als günstig hat sich erwiesen, dass alle
Beschwerden an zentraler Stelle in Bericht
Sozialmanagement eingehen und bearbei-
tet werden – sofern sie nicht rein techni-
sche Angelegenheiten betreffen. Die Sozi-
alarbeiter versuchen immer, die Bereitschaft
der (Haupt-)Beteiligten für eine gemeinsa-
mes Gespräch zu gewinnen. Gelingt dies,
wird ein Mediationsgespräch vereinbart.
Dann ist das Ziel, die Streitenden in die
Lage zu versetzen, gemeinsam eine Lö-
sung zu erarbeiten, die für alle akzeptabel
ist. Bislang werden pro Jahr etwa fünf bis
zehn Mediationsgespräche durchgeführt.

Die Mehrzahl der Beschwerden wird durch
telefonischen Kontakt, in Einzelgesprä-
chen oder in schriftlicher Form bearbeitet. 

Umsetzung

Die BDS ermöglichte ihrem Sozialarbeiter
eine Fortbildung zur Mediation von Kon-
flikten und übernahm die Kosten in Höhe
von 2.500 Euro.

Die Mediation von Nachbarschaftskonflik-
ten ist seit 2003 ein wichtiger Bestandteil
des Sozialmanagements in der Abteilung
für Mitglieder, Wohnen und Service der
BDS.

Problemstellung und Handlungsbedarf

Bei der Baugenossenschaft Dennerstraße-
Selbsthilfe eG (BDS) gehen immer wieder
Beschwerden von Mitgliedern über das



Während der Vermittlungsgespräche, die
in einem störungsfreien Raum stattfinden,
wird allen Konfliktparteien die Möglichkeit
gegeben, die Ereignisse aus eigener Sicht
darzustellen. Die Gespräche werden ziel-
orientiert geführt, d.h. die Beteiligten wer-
den dabei unterstützt, zu Abmachungen
zu kommen, wie Konflikte in Zukunft ge-
löst bzw. vermieden werden können. Da-
bei gilt das Prinzip, dass nur solche Verein-
barungen geschlossen werden, mit denen
sich alle Parteien einverstanden erklären.
Die Position des Mediators /der Mediatorin
ist neutral. 

Der Mitarbeiter trifft sich vierteljährlich mit
anderen Mediatorinnen und Mediatoren
zu einem fachlichen Austausch.

Erfolg

Die Genossenschaft bewertet die Möglich-
keit, Konflikte durch Mediation zu lösen,
sehr positiv. Durch die Gespräche wird das
Verständnis für die Lage der anderen Kon-
fliktparteien verbessert. Auch wenn unter-
schiedliche Einstellungen bestehen blei-
ben, fällt das Zusammenleben nach dem
Gespräch leichter. In den meisten Fällen
kann die Situation nachhaltig geklärt wer-
den, dass keine weiteren Beschwerden
entstehen. 

Durch die Wirksamkeit der Konfliktmedia-
tion spart das Unternehmen erhebliche
Kosten ein, denn ein ausufernder Konflikt
in einer Wohnanlage verursacht Folgeschä-
den wie „Lagerbildung“, Mietminderun-
gen oder Prozesskosten hohe Belastungen
für die Beteiligten und das Unternehmen.

Insgesamt legt das Unternehmen Wert auf
einen präventiven Umgang mit Konflikten
im Zusammenleben. Deshalb ist die Tätig-
keit des Sozialmanagements eng vernetzt
und abteilungsübergreifend wirksam. Ins-
besondere bei der Tätigkeit der Hausver-
walter und des Vermietungspersonals ge-
lingt es, mit Konflikten auch außerhalb
von Mediation konstruktiv umzugehen.
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Praxisbeispiel 3: Nachbarschaftstreff
(Schweriner Wohnungsbaugenossen-
schaft eG) – als Beispiel für Aktivitäten
zur Verbesserung der Kommunikation

Der Nachbarschaftstreff in der Tallinner
Straße wurde zu Beginn des Jahres 2001
eröffnet. Seitdem wird er von Mitarbeitern
des Vereins Hand in Hand e.V. mit ehren-
amtlicher Unterstützung betrieben.

Problemstellung und Handlungsbedarf

Der starke Bevölkerungsrückgang im
Schweriner Stadtteil Neu Zippendorf führ-
te zwischen 1995 und 2002 zu einer Ab-
nahme der Zahl der Bewohner um 45%.
Damit gingen Veränderungen in der Al-
tersstruktur (Zunahme des Anteils der
über 60-jährigen und starke Abnahme der
Kinderzahl) und der Sozialstruktur der Be-
wohnerschaft einher. Der Anteil an Woh-
nungen mit Modernisierungsbedarf war
sehr hoch. Gleichzeitig stieg durch den
wachsenden Leerstand der Rückbaubedarf.

Problemlösung 

Mitte der 1990er Jahre gab es innerhalb
des Unternehmens Überlegungen, wie der
Segregation in den Stadtteilen durch
nachbarschaftliche Netzwerke entgegen-
gewirkt werden könnte. Kontaktmöglich-
keiten zwischen Nachbarn sollten verbes-
sert und Begegnungsräume geschaffen
werden. Hierzu wurde eine eigene Abtei-
lung für soziales Management aufgebaut.
Untersuchungen des Unternehmens hin-
sichtlich der Bevölkerungsstruktur erga-
ben, dass in vielen Quartieren der Genos-
senschaft – so auch in Neu Zippendorf –
der Anteil älterer Menschen in Zukunft

weiter wachsen würde. Es folgten Überle-
gungen, wie Angebote und Serviceleistun-
gen erweitert werden können.

Eine Studie durch ein externes Beratungs-
unternehmen ermittelte Nachfragepoten-
ziale für Beratungs- und Serviceleistungen. 

Im Rahmen des Projekts „Wohngebietsbe-
treuer in den Nachbarschaftstreffs der
Schweriner Wohnungsbaugenossenschaft
eG“, das von der Bundesagentur für Ar-
beit, dem Ministerium für Arbeit und Bau,
der SWG und dem Verein Hand in Hand
e.V. gefördert wird, konnten im Verein
Hand in Hand zunächst – zeitlich begrenzt
von 2000 bis 2003 – zehn Mitarbeiter ein-
gestellt werden. Seit 2003 beschäftigt der
Nachbarschaftsverein fünf Mitarbeiter. 

Die öffentliche Förderung für diese fünf
Mitarbeiter ist über SAM, ABM sowie Ei-
genfinanzierung bis zum Jahr 2007 sicher-
gestellt. Derzeit ist die SWG bestrebt, die
personellen Kapazitäten im Verein Hand in
Hand e.V. wieder auf zehn Mitarbeiter zu
erhöhen. Aktuell wurde ein Antrag auf die
Beschäftigung von „Ein-Euro-Kräften“ be-
willigt. Die Erweiterung um „Ein-Euro-
Kräfte“ wird jedoch, ausgehend von den
Rahmenbedingungen der öffentlichen För-
derung, nur als Parallelstruktur zur Ergän-
zung der Arbeit in den Nachbarschafts-
treffs eingesetzt werden. 

Der Treffpunkt in der Tallinner Straße im
Stadtteil Neu Zippendorf ist in einen sa-
nierten Plattenbau integriert. Der Nach-
barschaftstreff wird von einer Mitarbeite-
rin des Nachbarschaftsvereins Hand in
Hand e.V. geleitet und mit Unterstützung
von Bewohnern betrieben. 
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Der Nachbarschaftstreff bietet Bewohnern
aller Altersgruppen und aller ethnischer
Gruppen die Möglichkeit, ihre Freizeit ge-
meinsam zu gestalten und nachbarschaft-
liche Kontakte aufzubauen. 

Er ist grundsätzlich für alle Bewohner des
Stadtteils offen. Neben Veranstaltungen,
die die Bewohner allgemein ansprechen,
gibt es gezielte Angebote für Senioren
und zielgruppenorientierte Hilfsleistungen
und Beratungen. Darüber hinaus fungiert
der Nachbarschaftstreff als Begegnungs-
raum für ungezwungene nachbarschaftli-
che Kommunikation. Die Organisatoren
dieser Angebote sind überwiegend Ehren-
amtliche. Die teilnehmenden Bewohner
leisten einen eigenen geringfügigen Ko-
stenbeitrag.

Erfolg

Eine systematische Bewertung des Nach-
barschaftstreffs erfolgte durch eine Be-
wohnerbefragung im Rahmen dieser Stu-
die. Daraus ergab sich, dass die Angebote
des Nachbarschaftstreffs von den Bewoh-
nern sehr gut angenommen werden. Nut-
zer des Nachbarschaftstreffs fühlen sich
im Quartier besonders sicher. Auch das
positive Feedback und das Engagement
der Ehrenamtlichen im Nachbarschaftstreff
machen den Betrieb des Treffs aus Sicht
des Unternehmens zum Erfolg.

Durch die Aktivitäten des Nachbarschafts-
treffs konnte das nachbarschaftliche Zu-
sammenleben im Quartier verbessert wer-
den. Der Vereinsamung, von der vor allem
ältere allein stehende Bewohner betroffen
sind, wurde entgegengewirkt. Viele Be-
wohner gewannen mehr Vertrauen in die
Nachbarschaftshilfe und kennen sich nun
besser. Deshalb fühlen sich vor allem 
Senioren wieder sicherer.

7. Fazit

Maßnahmen zur Stärkung von Sicherheit
in Nachbarschaften sind in der Zukunft
wichtige Aufgaben für Wohnungsunter-
nehmen. Neben aufwändigen und langfri-
stigen Projekten der Quartiersentwicklung
gibt es eine vielfältige Auswahl an Mög-
lichkeiten, das Sicherheitsgefühl in der
Nachbarschaft mit überschaubarem Auf-
wand zu stärken, und die Bewohner darin
zu stärken, ihre Konflikte konstruktiv zu
lösen.

Angesichts der erheblichen wirtschaftli-
chen und politischen Folgen, die sich er-
geben, wenn Mieterinnen und Mieter sich
in ihrer Wohnumgebung unsicher fühlen,
sollten Wohnungsunternehmen schon er-
ste Anzeichen solcher Entwicklungen in
ihren Quartieren sehr ernst nehmen. Um
Veränderungen der subjektiven Sicher-
heitslage rechtzeitig zu bemerken und
entsprechende Gegenmaßnahmen ergrei-
fen zu können, sollten Wohnungsunter-
nehmen in Zusammenarbeit mit öffentli-
chen Stellen die Lage im Quartier laufend
im Blick haben und durch “Sensoren“ wie
z.B. durch Expertenforen oder periodische
Mieterbefragungen beobachten.

Bei der Auswahl von Gegenmaßnahmen
sollten sie bedenken, dass zusätzliche
bautechnische Maßnahmen oder die In-
stallation von Wachdiensten das Sicher-
heitsgefühl oft nicht nachhaltig steigern;
weitere Maßnahmen sind notwendig.
Dazu zählt die Stärkung der Nachbar-
schaft. Der Erfahrung, den Veränderungen
in der eigenen Umgebung nicht hilflos
ausgeliefert zu sein, und die Überzeu-
gung, dass Nachbarn aufmerksam sind
und helfen werden, wenn es nötig ist,
spielt für das Sicherheitsempfinden nach
unseren Forschungsergebnissen eine ent-
scheidende Rolle.
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Auch wenn die Stadtplaner dem Thema
gegenüber immer noch Vorbehalte haben.
Ähnliches gilt für die Politik. Die Entwick-
lung von Projekte braucht deswegen Zeit.
In einer kleinen Kommune wie Lingen gibt
es einen direkten Kontakt mit den Bür-
gern, der ist sehr wichtig. Schwierig ist
derzeit der Kontakt mit Migranten, dies
gilt vor allem für die türkischstämmige Be-
völkerung und Aussiedler. Es gibt ihnen
gegenüber außerdem Abwehrhaltungen
und mehr oder weniger offene Diskrimi-
nierungen auf dem Wohnungsmarkt. Das
könnte zu sozialem Sprengstoff werden.
Die Bürger vertrauen zur Lösung sozialer
Konflikte zunehmend auf den Staat, bzw.
die Polizei.

Herbert Schubert: Wie wird dieses Pro-
blem in den Niederlanden gelöst. Wie
wird hier der Bürger eingebunden?

Armando Jongejan: In den Niederlanden
wünschen wir, dass der Bürger selbst aktiv
wird. Er soll die Polizei anrufen. Wenn es
Probleme an einem bestimmten Ort gibt,
beispielsweise in Schulen, Firmen oder
Kneipen und Diskos, dann arbeiten wir
eng mit den Besitzern und Betreibern zu-
sammen, um Lösungen zu finden. Wichtig
ist der Dialog und wichtig für Verbesse-
rungsmaßnahmen sind feste Vereinbarun-
gen wie Kontrakte, in denen verabredet
wird, wer welche Aufgabe übernimmt.

Herbert Schubert: Wie sind die organisa-
torischen Strukturen in den Niederlanden,
hat jede Gemeinde eine organisierte Kri-
minalprävention?

Julia Mölck: Die städtebauliche Kriminal-
prävention ist in den Niederlanden bereits

vor 30 Jahren entstanden, gefördert wur-
de sie auch durch die Frauenbewegung.
Jetzt ist die Kriminalprävention in den
Kommunen fest verankert. Die Stadt Den
Helder mit etwa 30.000 Einwohnern hat
alleine 4 Mitarbeiter für die Strategieent-
wicklung der Kriminalprävention. Durch-
lässige Strukturen sind ein wichtiges Qua-
litätsmerkmal dieser Arbeit. Die Bürger
können in ihrem Wohnquartier eine Ord-
nungskraft ansprechen und diese leitet die
Information weiter. Die Arbeitsgruppe Kri-
minalprävention arbeitet zudem ämter-
übergreifend.

Herbert Schubert: Brauchen wir solche
festen Strukturen auch in Deutschland?

Günther Ingold: Es gibt auf Länderebene
bereits Koordinationsstellen für Kriminal-
prävention. Wesentlich besser wäre es 
diese kommunal zu verankern, da dies die
hauptsächliche Arbeitsebene ist. Auf kom-
munaler Ebene fehlt die strukturelle Ver-
ankerung und dies führt zu Problemen.

Aus der Podiumsdiskussion: Wie kann die
interdisziplinäre Kooperation weitergehen? 

Herbert Schubert: Wo stehen wir jetzt in
der städtebaulichen Kriminalprävention?
Es scheint ja bereits ein Vielzahl von Pro-
jekten zu geben. Wo bleibt in der städte-
baulichen Kriminalprävention eigentlich
der Bürger bzw. der Mieter als Kunde?

Carsten Ens: Die Quartiersentwicklung
zusammen mit den Bewohnern ist bereits
ein Standard. Für die Wohnungsunterneh-
men ist der Erfolg abhängig von zufriede-
nen Kunden und damit von den Bürgern.
Sicherheit ist ein entscheidender Erfolgs-
faktor für die Wohnungsunternehmen.

Detlef Schröder: Die Landschaft der
städtebaulichen Kriminalprävention ist
nicht so blühend wie es in dieser Veran-
staltung erscheinen mag. Die Projekte sind
immer noch von dem Engagement der
Einzelakteure abhängig.

Günther Ingold: Ich sehe die Lage sehr
positiv. Jetzt ist die Zeit der pragmatischen
Lösungen gekommen, es geht jetzt darum
die Theorie in die Praxis umzusetzen.

Carsten Ens, Verband der Wohnungswirtschaft in Niedersachsen und Bremen e.V.
Günther Ingold, Stadtplaner Giengen an der Brenz
Armando Jongejan, Politi Noord Holland-Noord, Niederlande
Julia Mölck, Team Beleid, Den Helder, Niederlande
Detlef Schröder, Deutsche Hochschule der Polizei

Moderation Prof. Dr. Herbert Schubert, Fachhochschule Köln

Prof. Dr. Herbert Schubert (Fachhoschule Köln) und

Frau Wolter (Landespräventionsrat Niedersachsen)

Carsten Ens (Verband der Wohnungswirtschaft 

in Niedersachsen und Bremen e.V.)
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Die Zuständigkeiten sind nicht klar festge-
schrieben. Daraus entstehen Eindrücke
von Kompetenzüberschreitungen, außer-
dem fehlen klare Ansprechpartner. Aller-
dings muss gesagt werden, dass auf der
Arbeitsebene oft funktionierende Struktu-
ren entstanden sind, es fehlt hier jedoch
die institutionelle Absicherung.

Herbert Schubert: Wer soll die Kriminal-
prävention koordinieren, wie sollte die or-
ganisatorische Struktur nach Meinung der
Polizei aussehen?

Detlef Schröder: Nach meiner Meinung
sollte dazu keine starre einheitliche Festle-
gung erfolgen. Denn die besonderen loka-
len Gegebenheiten und die existierenden
Strukturen sollten über die organisatori-
sche Struktur entscheiden. Ein Rückbau-
gebiet in Ostdeutschland stellt dabei ganz
andere Herausforderungen als ein Förder-
gebiet im Programm „soziale Stadt“.

Armando Jongejan: In den Niederlanden
liegt die Direktive jetzt auf der Ebene der
Kommunen. Die Polizei hat sich ebenfalls
als tragfähige Organisation erwiesen.

Julia Mölck: Auf jeden Fall sollte es klare
Zuständigkeiten geben, das schafft eine
gewisse Ruhe. Am besten ist es auch ei-
nen kommunalen Ansprechpartner zu be-
nennen, der für Sicherheitsfragen zustän-
dig ist. Die Kommune trägt auch in den
Niederlanden nicht alle Leistungen und
sollte auch nicht alle Prozesse selbst initiie-
ren. Sie kann aber Initiativen unterstützen

und Ressourcen und Räumlichkeiten zur
Verfügung stellen.

Günther Ingold: Einen eindeutigen An-
sprechpartner zu benennen, halte auch
ich für sinnvoll, aber die Form der Zusam-
menarbeit sollte von den Beteiligten selbst
entwickelt werden. Es sollten keine Stan-
dardlösungen vorgegeben werden, son-
dern an lokale Bedürfnisse angepasste
Strukturen geschaffen werden.

Detlef Schröder: Die Polizei sollte die
Aufgaben der Kriminalprävention eher
moderieren und initiierend fördern, aber
nicht die Rolle des Haupt-Leistungsträgers
übernehmen.

Carsten Ens: Aus Sicht der Wohnungs-
wirtschaft wäre ein Ansprechpartner wün-
schenswert. Wer dann die Regieführung
übernimmt, muss nicht standardisiert wer-
den. Es gibt dafür sehr unterschiedliche
funktionierende Beispiele.

Frage aus dem Plenum: Haben wir die
richtigen Instrumente für die Kooperati-
on? Brauchen wir verbindliche Standards
und Handlungsleitfäden?

Armando Jongejan: Die Netzwerker –
also die handelnden Personen – sind das
wichtigste Instrument.

Detlef Schröder: Deutschland hat ein
förderales System. Es kann und sollte also
keine bundeseinheitlichen Vorgaben ge-
ben. Es gibt bereits ausreichende Instru-
mente, die konkrete Umsetzung vor Ort
muss jetzt gefördert werden.

Günther Ingold: Leitfäden sind eine gute
Basis. Sie müssen jedoch so angelegt sein,
dass sie flexibel sind. Die Kommunen wer-
den derzeit überhäuft mit Vorschriften,
deswegen sollte die Kriminalprävention
nicht auf weiteren Vorschriften beruhen.

Carsten Ens: Die Veröffentlichung des
Entwurfs der Europäischen Norm zur
städtebaulichen Kriminalprävention führte
zur einem „Aufschrei“ und wurde mit
großer Skepsis zur Kenntnis genommen.
In diesem Bereich ist Fingerspitzengefühl
gefragt. Die Überzeugung ist die wichtig-
ste Basis für das Handeln. Die Wohnungs-
unternehmen handeln auch ohne pro-
grammatische Zuordnung. Nicht das Label
ist wichtig, sondern das gemeinsame Ziel.
Ein gemeinsames Leitbild wie „Lebens-
qualität“ schafft eine gute Basis für die
Zusammenarbeit von Polizei und Woh-
nungsunternehmen.

Herbert Schubert: Die deutsche Kultur
ist also eher leitbildorientiert und die nie-
derländische Kultur verfahrensorientiert. In
Deutschland muss der „Werkzeugkoffer“
der städtebaulichen Kriminalprävention
anpassungsfähig und praxisorientiert aus-
sehen.

Frage aus dem Plenum: Wie werden die
Migranten in den Niederlanden einbezo-
gen? Dies wurde bereits vorher als ein
Problem in Deutschland angesprochen.

Armando Jongejan: Die ist auch in den
Niederlanden schwierig, vor allem wenn
Migranten nicht lesen können. Dann muss

Julia Mölck (Team Beleid, Den Helder, Niederlande)

Armando Jongejan (Politi Noord Holland-Noord,

Niederlande)

Frage aus dem Plenum: Wie arbeitet die
Kommune in den Niederlanden mit den
Stadteilen zusammen?

Julia Mölck: Hier müssen flexible und
sensible Kooperationsformen entwickelt
werden. Standards sind jedoch hilfreiche
Arbeitsmittel. Sie ermöglichen, dass nicht
jeder das „Rad neu erfindet“.
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man mit den Leuten reden und sie aktiv
aufsuchen. Das kostet viel Zeit und ist zu-
gleich der Weg zum Erfolg. In der nieder-
ländischen Polizei werden gezielt Migran-
ten integriert und es gibt auch interkultu-
relle Trainings für Polizisten.

Julia Mölck: In den Niederlanden gibt es
eine intensive Integrationsarbeit in der Po-
lizei. Im Streifendienst werden häufig „ge-
mischte“ Paare eingesetzt. Migranten
werden bei Einstellungsverfahren aktiv be-
worben und im Rahmen des Gleichstel-
lungsziels auch bevorzugt. In den Stadt-
teilen versucht man die Strukturen von
Migranten zu unterstützen und diese wer-
den in die Stadtentwicklung aktiv einbe-
zogen. Der Respekt den Migranten ge-
genüber hat auch eine Wirkung auf die
Sicherheitssituation.

Herbert Schubert: Wie stellen sie sich die
Zukunft im Jahr 2020 vor? Welche Chan-
cen und Risiken erwarten uns und welche
Strukturen werden wir geschaffen haben?

Carsten Ens: Über die demographische
Entwicklung haben wir bereits eine relativ
genaue Vorstellung und die Wohnungsun-
ternehmen müssen sich mit allen Partnern
darauf einstellen und weiter entwickeln.
Das große Risiko sehe ich im Verkauf der
kommunalen Wohnungsunternehmen an

internationale Investmentfonds. Die kom-
munalen Wohnungsunternehmen stehen
dann nicht mehr als Partner zu Verfügung.

Günther Ingold: Ich sehe optimistisch in
die Zukunft. Wir haben eine gute Aus-
gangslage und müssen jetzt lernen noch
besser und effektiver zu kooperieren. Im
Bereich der Wohnungswirtschaft müssen
wir lernen mit neuen Situationen umzu-
gehen und vor allem die Kunst, Verant-
wortung außerhalb des Staates zu über-
nehmen.

Detlef Schröder: Auch ich denke, wir
sind auf einem guten Weg. Ich sehe das
Thema Migration als die größte Heraus-
forderung in unserer Gesellschaft für die
Zukunft. Der Begriff der Lebensqualität
betrifft alle und ist deswegen für die wei-
tere interdisziplinäre Zusammenarbeit von
zentraler Bedeutung.

Armando Jongejan: Die Technik wird
sich weiter entwickeln und daraus entste-
hen neue und verbesserte Formen der Ko-
operation.

Julia Mölck: Die technische Weiterent-
wicklung wird auch neue Herausforderun-
gen an die Kriminalprävention stellen. So
wird Betrug im Internet an Bedeutung zu-
nehmen und Ladendiebstahl tendenziell
an Bedeutung abnehmen. Die Bürger wer-
den immer mündiger und anspruchsvoller

werden. Der Trend derzeit lautet: mehr
„Freizeit“ und mehr „Ältere“. Die Gestal-
tung öffentlicher Räume wird dadurch mit
neuen Ansprüchen und Konflikten heraus-
gefordert. Ich halte es für wichtig, nicht
immer neue Spezialräume für neu defi-
nierte soziale Gruppen zu gestalten. Statt-
dessen sollte das gemeinschaftliche Zu-
sammenleben in der Stadt der Zukunft
das Leitbild sein und unterstützt werden.

Günther Ingold (Stadt Giengen an der Brenz)

Detlef Schröder (Deutsche Hochschule der Polizei)
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Vor dem Ausblick soll zunächst resümiert
werden, wo wir stehen. Aus Sicht des
Landes sind dazu folgende Meilensteine
zu erwähnen 

• 2002 – Veröffentlichung der Hand-
reichung zur Förderung der Kriminal-
prävention im Städtebau und Woh-
nungsbewirtschaftung, „Sicheres
Wohnquartier – gute Nachbarschaft“

• 2004 – Werkstattgespräch zur Reali-
sierung der städtebaulichen und woh-
nungswirtschaftlichen Kriminalpräven-
tion durch Leitbilder und Verfahren
„Sicherheit planen und gestalten“. 
Die Ergebnisse dieses Werkstattge-
sprächs wurden in einer weiteren
Handreichung mit gleichem Titel 
dokumentiert.

• 2003 – 2005 Modellprojekt 
„Kriminalprävention im Städtebau“,
das das niedersächsische Landes-
kriminalamt an drei Standorten durch-
geführt hat.

• 2005 Gründung Sicherheitspartner-
schaft im Städtebau und Abschluss
der Vereinbarung über mehr städte-
bauliche Sicherheit und Kriminal-
prävention beim Planen und Sanieren
von Wohnquartieren.

• Nun 2006 unsere Tagung gestern und
heute.

Wie kann es weitergehen?

1. Wir werden die Sicherheitspartner-
schaft auf Landesebene weiter betrei-
ben und uns mit Kraft dafür einsetzen
sie mit Leben zu füllen.

2. Wir werden die Ergebnisse des Modell-
projektes des LKA kommunizieren und
weiter befördern.

3. Wir werden für kommunale Sicher-
heitspartnerschaften werben und sie
unterstützen, wo dies gewünscht ist.

Welche Schwerpunkte werden
wir setzen?

1. Von den Leuchttürmen in den Alltag.
Wir haben inzwischen einen erhebli-
chen Kenntnisstand in Sachen Krimi-
nalprävention im Städtebau erreicht.
Nun gilt es die Erkenntnisse aus den
Modellvorhaben, unseren Leucht-
türmen in die Alltagsarbeit zu trans-
portieren. 

2. Kommunikation ist der Schlüssel.
Fachübergreifende Zusammenarbeit
bedeutet Verständnis für die jeweiligen
Fachdisziplinen und der „Codes“. Hier
ist es notwendig, den Dialog weiter zu
befördern. 

3. Den Blick über den Tellerrand intensi-
vieren. Erfahrungen aus anderen
Bundesländern, insbesondere aber
auch aus dem benachbarten Ausland
werden wir weiter ansehen, auswerten
und für unsere Arbeit nutzbar machen.

Ausblick
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Ulrike Fritsche,
Referatsleiterin in der Abteilung
Bauen und Wohnen im Niedersäch-
sischen Ministerium für Soziales,
Frauen, Familie und Gesundheit
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